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Vadeus Sielltms Ewfe ^ uug eines KeichsSommissavS ht VveutzenDi « Pressestelle beim Staatsministerium teilt mit :

" Das badische Staatsministerium hat an den Präsidenten
de? Staatsgerichtshofs in Leipzig nachstehendes Telegramm
gerichtet :

„Das Land Baden , vertreten durch das Badische Staatsmini -
sterium , erhebt gemäß Artikel IS der Reichsverfassung Klage
gegen die Reichsregierung mit dem Antrag , festzustellen , daß
die Reichsregierung unbeschadet ihres grundsätzlichen Rechts
zur Einsetzung eines Reichskommissars in den Ländern auf
Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung nicht befugt ist :

1 . Landesminister ihrer Ministereigenschaft endgültig zu ent -
kleiden , und zwar weder dauernd noch vorübergehend ,3. Landesminister zu ernennen ,

3. einen Reichskommissar zum Mitglied der Landesregierung
zu ernennen ,

4 . das Recht zur Instruktion der Reichsratsbevollmächtigten

nach Artikel 63 der Reichsherfassung dem Reichskommissar
zu übertragen oder sogar den Reichskommissar selbst zum
Reichsratsbevollmächtigen zu ernennen oder ihm die Er -
nennung von Reichsratsbevollmächtigten zu übertragen ,oder aber den Länderregierungen das Recht zur Instruk¬
tion der Reichsratsbevollmächtigten zu entziehen ,

S. Landesbeamte mit finanzieller Wirkung für das Land zuernennen .
Die Begründung lautet wie folgt :
Die vorgedachten Mahnahmen sind nach Auffassung der ba -

dischen Staatsregierung nicht „nötig " im Sinne des Artikels 48
der Reichsverfassung i sie sind jedenfalls nicht dauern » nötigund sie widersprechen dem bundesstaatlichen Charakter de?
Reichs .

An den Reichskanzler ist ein gleichlautendes Telegramm ab -
gegangen .

"

Der Gingriff des Reichsin VreuSen
Die weiteren Vorgänge am Mittwoch - Die gesamte preußische Negierung abgesetzt -Die Länder werden unterrichtet - Der Reichskanzler begründet seine Matznahmen —

Einsprüche und Zustimmungen
Nachdem der Reichskanzler am Mittwochvorrnittag die Ver »

ovdnung des Reichspräsidenten bekanntgegeben hatte , nachdem
der Ausnahmezustand für Berlin und Brandenburg erklärt
worden war , haben sich folgende Vorgänge im Laufe des Mitt -
wach abgespielt : Der Berliner Polizeipräsident Grzesinski er -
klärte sich bereit , seinen Posten an den Essener Polizeipräsi -
»enten Welcher als seinen Nachfolger abzutreten . Grzesinski .
Dr. Weiß und Heimannsberg , wurden gegen 17 .45 Uhr von
einem Reichswehroffizier verhaftet und in die Offiziersarrest -
anstatt in Moabit überführt . Bei Grzesinski . Weiß und Hei -
mannsberg erschien während ihrer Schutzhaft ein Offizier der
Reichswehr . Er legte jedem der Gefangenen <Sn Schriftstück
zur Unterzeichnung vor , das folgenden Wortlaut hat : „Nach
meiner gewaltsamen Entfernung aus dem Amt erkläre ich mich
bereit , mich jeder weiteren Dienstmaßnahmen zu enthalten .

"
Di « Herren haben die Schriftstücke unterzeichnet und sind
darauf entlassen worden . Die Herren werden an das preu -
ßische Ministerium des Innern Protest gegen ihre gewaltsame
Entlassung einreichen .

Die Überraschung der ersten Nachmittagsstunden bildeten die
beiden Schreiben des Polizeipräsidenten Grzesinski , aus denen
sich ergibt , daß in dem Berliner Polizeipräsidium eine neu «
Situation eingetreten war . Mittags hatten die amtlichen Stel -
len den Rücktritt der Herren Grzesinski , l )r. Weih und Hei -
mannsberg bereits als erfolgt angesehen , da Polizeipräsident
Grzesinski erklärt hatte , daß er freiwillig gehe . Später hatteer diese Erklärung zurückgezogen unter dem Hinzufügen , er
habe vom preußischen Innenminister andere Anweisungen undwerde sich dazu auch noch schriftlich äußern . Das ist mit denbeiden Briefen geschehen. Tatsächlich amtierte Grzesinski nach-
mittags noch in seinen Amtsräumen . Wie er mitteilt , hatte erseine Bereitwilligkeit zur Übergabe der Amtsgeschäfte in der
Annahme erklärt , daß die Unterlagen für seine Amtsentsetzungin Ordnung seien . Bei der Nachprüfung sei er zu anderer
Auffassung gekommen . Das einzige , was er anerkennt , ist die
Entziehung seiner Verfügungsgewalt über die Schtttz»»lizeidurch den Ausnahmezustand .

In der Mittagsstunde wurden die Büroräume des preu -
ßischen Ministerpräsidenten von einem Reichswehroffizier undMei Mann besetzt. Der Offizier gab den beiden Soldaten
Anweisung , die Büroräume des Ministerpräsidenten besetzt zuhalten , und verließ dann wieder das StaatsministeriumZugleich wurde in Berlin folgende Bekanntmachung des Mili -
tärbefehlshabers v. Rundstedt angeschlagen : „Ich bin durchde « Herrn Reichswehrminister zum Inhaber der vollziehendenGewalt für den Bereich von Groß -Berlin und die ProvinzBrandenburg ernannt worden. Ich erwarte von allen Behör-den und von der Bevölkerung , daß sie meinen zur Aufrecht -
erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung erlassenen An -
ordnungen Folge leisten . Wer diese Bekanntmachungen bös -
willig abreißt, verunstaltet oder beschädigt, wird bestraft .

"
Um 4 Uhr nachmittags ist vr . Bracht bei Minister Severin »im preußischen Innenministerium erschienen , um ihm mitzu -teilen , daß er den Auftrag habe , die Amtsgeschäfte des preu -

ßischen Innenministers zu übernehmen . Minister Severingerwiderte , daß er sich weigere , dieser Aufforderung nachzu -kommen und nur der Gewalt weichen werde . Als darauf dieAnwendung von Gewalt angedrsht wurde , verließ Minister

Severing die Amtsräume und begab sich in seine Wohnung ,die sich im gleichen GebKude befindet . Damit ist die Amts -entsetzung des bisherigen preußischen Innenministers vollzogen .Dr. Bracht wird die Leitung des Ministeriums Donnerstagfrühübernehmen .
Inzwischen war bereits eine ähnliche Aktion im Polizeiprüsi -dinm im Gange , um die vorgesehene Änderung in der Leitungdes Präsidiums und im Kommando der Schupo durchzusetzen .Gegen 17 Uhr erschien ein Offizier der Reichswehr , der demneuernannten Polizeipräsidenten Welcher begleitete , im Amts -zimmer des Polizeipräsidenten Grzesinski , wo sich auch derVizepräsident Weiß und Kommandeur Heimannsberg , sowieRegierungsrat Dr. Specht befanden , und überreichte ein Schrei -ben , in dem den Herren mitgeteilt wird , daß sie ihre Ämterniederzulegen haben . Die Reichswehrsoldaten waren feldmarsch -mäßig ausgerüstet .

Der Reichskanzler berief dann auf Mittwochnachmiltag5 Uhr eine Sitzung des preußischen Kabinetts ein . Doch wardazu kein Mitglied des preußischen Staatsministeviums er -schienen . Der Reichskanzlei war vorher eine entsprechendeMitteilung gemacht worden . Daraufhin beschloß das Reichs -kabinett , auch die übrigen preußischen Minister ihres Amtes zuentheben . Auch die Pressestelle oer preußischen Staatsregierungist auf Anordnung des Reichskommissars geschlossen worden .Auf Grund der ihm durch sie Verordnung des HerrnReichspräsidenten vom 20. Juli 1932 erteilten Ermächtigunghat der Reichskanzler den Staatssekretär im preußischen Mm -sterium für Handel und Gewerbe , vr . Staudinger , denStaatssekretär im Ministerium für Landwirtschaft , Domänenund Forsten , Krüger , bis auf weiteres mit sofortiger Wir -kung beurlaubt und sie ersucht , von der Ausübung ihrer Amts -geschäfte Abstand zu nehmen . Mit der Wahrnehmung derGeschäfte des Staatssekretärs im preußischen Hanidelsmini -sterium hat der Reichskanzler den Reichskommissar für dasBankgewerbe , Ministerialdirektor vr . Ernst , mit der Wahr -nehmung der Geschäfte des Staatssekretärs im preußischenLandwirtschaftsministerium den Staatssekretär im Reichs -Ministerium für Ernährung und Landwirtschaft . Mussehl , be -auftragt .
Das alte preußische Staatsmmisterium beschloß, denStaatsgerichtshof wegen »es Einschreitens des Reiches anzu -rufen und eine einstweilige Verfügung zu beantragen . InKrsisen der Reichsregierung wird es stark bezweifelt , daß derStaatsgerichtshof eine einstweilige Verfügung erlassen werde ,wie sie in der Regel nur in Zivilprozessen erfolge . DerStaatsgerichtshof hat in der Tat in seiner bisherigen Praxisnur in ganz seltenen Fällen ein« einstweilige Verfügung er -lassen .
Im Verlauf des Rachmittags unterrichtete der Reichskanz -ler die Ländervertretr von den Vorgängen . Zunächst war derVertreter Bayerns beim Kanzler , im Anschluß daran die Ge -sandten von Baden , Sachsen . Thüringen , Hessen und Ham -bürg . Die bad . Regierung wird außerdem durch den Reichsver -kehrsminister Eltz ». Rübenach unterrichtet , der bereits nachKarlsruhe unterwegs ist . Ebenso wird die württembergischeStaatsregierung durch den Stellvertreter des württember -zischen Gesandten in Berlin , vr . Wiedmann , unterrichtet , dergleichfalls bereits mit diesem Auftrage von Berlin unter -wegs ist.
Der bisherige preußische Ministerpräsident Braun richtetean den Reichskanzler ein Schreiben , in dem er gegen dieMaßnahmen Einspruch erhebt .

(Fortsetzung auf Seite 2 )

Das Reich regiert Nveutzen
In den Augen dessen , der von vornherein die Ersetzungdes Kabinetts Brüning durch ein Kabinett von Papen tuihrer wahren Bedeutung erkannt hatte , sind die gestrigenEreignisse in Berlin nur eine logische Folge dessen , wasdamals am 30 . Mai d . I . begonnen wurde . Wenn der„Badische Beobachter " in seinem heutigen Leitartikelschreibt , „ man sei in der badischen Landeshauptstadt undin der badische» Regierung aufs tiefste entsetzt über diesesneueste Experiment "

, so dürste dieser Satz die Empfin -
düngen der regierenden Parteien in Baden und des vonihnen gebildeten Kabinetts wohl in durchaus zutreffenderForm wiedergeben . Daß sich eine Landesregierung inihren Handlungen durch solche Empfindungen allein nichtwird beraten lassen , sondern auch hier mit der gebotenenZurückhaltung verfährt und lediglich nach streng fach-lichen Erwägungen ihr Tun einrichtet , versteht sich vonselbst.

Die Stellung der badischen Regierung zu den Ereig¬nissen in Berlin ist folgende : Sie richtet an die badischeBevölkerung das dringende Ersuchen , Ruhe und Beson-nenheit zu bewahren . Nachwievor steht die Regierungfest auf dem Boden der Reichsverfassung und der Reichs-treue . Sie wird loyal alle Rotverordnungen ausführe »,auch wenn sie an sich Bedenken gegen ihren Inhalt hat .Die unverbrüchliche Treue zum Reich ist vom badischenStaatspräsidenten noch kürzlich mündlich und schriftlichdem Reichsinnenminister in aller Form zum Ausdruckgebracht worden . Mit Nachdruck wird die badische Re-gierung besonders alle Verordnungen ausführen , diedem Schutze der öffentlichen Ruhe und Ordnung dienen .Und man wird dabei lieber stärker zugreifen , als bisher ,damit auch jeder Vorwand fortfällt , etwa auch Badenunter Artikel 48 zu stellen . Wir haben durchaus dieKräfte , um die öffentliche Ruhe und Ordnung in Badenaufrechtzuerhalten . Aber das Demonstrationsverbot ge-nügt noch nicht . Die badische Regierung wird von neuerndas Uniformverbot verlangen . Denn es ist die selbstver-ständliche Folge des Demonstrationsverbots , da dieUniform genau so , wie die Demonstration , den politi -schen Gegner weithin kenntlich macht und damit Angriffeerleichtert .
Die badische Regierung hat heute , wie aus dem amt -lichen Teil hervorgeht , eine Feststellungsklage beimStaatsgerichtshof eingereicht . Sie verfolgt damit einganz selbständiges Ziel , das zunächst mit der preußischenKlage nichts zu tun hat . Auf die Bedeutung diesesZiels werden wir noch später zu sprechen kommen, dauns der Redaktionsschluß die Feder aus der Handnimmt .

*
Was ist nun gestern in Berlin geschehen ? Der Vorgangselbst ist, als staatsrechtlicher Akt gesehen, nicht ganz ohneBeispiel . Wir haben bereits im Jahre 1923 unter demReichspräsidenten ^Ebert ungefähr gleiches erlebt , undzwar damals in Sachsen dem Kabinett Zeigner gegen-über . Es ist die Reichsexekntio », die gestern Preußen ge-

genüber angewandt wurde , und zwar auf der Grundlageeiner vom Reichspräsidenten von Hindenbnrg unterzeich-neten und sich auf den Artikel 48 der Reichsverfassungstützenden Verordnung „zur Wiederherstellung der öffent -
lichen Sicherheit und Ordnung im Gebiete des Landes
Preußen "

. Nach der Reichsverfassung . Artikel 48 kannder Reichspräsident , „wenn ein Land die ihm nach der
Reichsverfassung oder den Reichsgesetzen obliegendenPflichten nicht erfüllt , es dazu mit Hilfe der belvaff-neten Macht anhalten "

. Und ferner kann der Reichsprä -
sident , „wenn die öffentliche Sicherheit und Ordnung er -
heblich gestört oder gefährdet wird , die zur Wiederher -
stellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigenMaßnahmen treffen , erforderlichenfalls auch mit Hilfeder bewaffneten Macht einschreiten ".

Allerdings hat der Reichspräsident unverzüglich dein
Reichstag von den getroffenen Maßnahmen Kenntnis
zu geben , und diese Maßnahmen sind auf Verlangendes Reichstags außer Kraft zu setzen. Der am 31 . Julineu zu wählende Reichstag könnte also an und für sichmit Mehrheitsbeschluß die Aufhebung der gestern ge-
troffenen Maßnahmen verlangen . Geschehen könnte das
allerdings erst frühestens Anfang September , da mit
einem früheren Zusammentritt des Reichstags wohlkaum zu rechnen ist . Und auch dann könnte die Reichs-
regiernng den Schritt der Reichstagsmehrheit mit einerMit der Beilage : Amtliche Gewinnliste der große« badischen Wohlfahrtslotterie „Wir wollen helfen!"



neuen Reichstagsauflösung beantworten . Immerhin Hot
der Reichstag verfassungsrechtlich die Möglichkeit , das
gestern Geschehene wieder zu korrigieren .

Die staatsrechtliche Frage indessen , die im Augen -
blick interessiert , ist die, ob nach der Ansicht des
StaatSgerichtshoses wirklich die Voraussetzungen der
Reichsexekution vorgelegen haben , ob also die össent -
liche Sicherheit und Ordnung in Preußen wirklich
erheblich gestört oder gefährdet war , und ob wirklich die
preußische Regierung die ihr nach der Reichsverfassung
oder den Reichsgefetzen obliegenden Pflichten nicht erfüllt
hat . Die Reichsregierung bejaht diese Frage , wie die an
anderer Stelle dieser Nummer abgedruckte Rundfunk -
ansprach« des Reichskanzlers klar und deutlich zeigt . Von
den Mitgliedern des Kabinetts Braun und auch von
denen !>es badischen und bayerischen Kabinetts wird die
Frage verneint . Das Aufwerfen dieser Frage ändert an
der einstweiligen Rechtsgültigkeit der Notverordnung des
Reichspräsidenten jedoch leider nichts . Andere staats -
rechtliche Fragen , wie sie sich aus den Vorgängen des
gestrigen Tages ergeben , sind von der badischen Regie -
rnng in ihrer Feststellungsklage aufgeworfen worden .
Auch deren Beantwortung ist dringend und wichtig ge -
nug .

Mit der staatsrechtlichen Betrachtung der Reichsexe-
kution hängt natürlich die rein politische Betrachtung aufs
engste zusammen . Und im allgemeinen wird es wohl so
sein , daß alle die Kreise unseres Volkes , die staatsrecht -
lich das Vorgehen der Reichsregierung in Preußen für
nicht begründet halten , es aus politischen Gründen noch
viel schärfer ablehnen . Was Preußen selbst betrifft , so
ist ohne weiteres anzunehmen , daß jene 47 Proz . der
preußischen Wähler , die am 24. April bei der letzten
Landtagswahl gegen die Weimarer Koalition stimmten ,
bas Vorgehen der Reichsregierung mit Beifall begrüßen .
Die restierenden 53 Proz . werden es aufs schärfste ver -
urteilen und bekämpfen . Aber zu diesen 53 Proz . gehö-
ren rund 13 Proz . Kommunisten , d. h . also eine Partei ,
der gegenüber der Reichskanzler einen klaren Trennungs -
strich zieht , weil er sie als den Feind des Staates , als
den Zerstörer unserer Kultur ansieht .

Über die Gedankengänge , die das Reichskabinett von
Papen und wohl auch den Reichspräsidenten selbst in die-
ser ganzen Angelegenheit beherrschen , gibt die Rundfunk -
anspräche des Kanzlers jede nur wünfchenswerte Aus -
fünft . Herr von Papen erblickt den Grund für die Radi -
kalisierung des politischen Kampfes darin , daß „man sich
in maßgebenden politischen Kreisen nicht entschließen
konnte , die politische und moralische Gleichsetzung von
Kommunisten und Nationalsozialisten aufzugeben " , und
daß so „eine unnatürliche Frontenbildung entstand , welche
die staatsfeindlichen Kräfte der Kommunisten in eine Ein -
heitsfront gegen die NSDAP , einreihte " . Eine „solche
gleichberechtigte Einschaltung staatsfeindlicher Elemente
habe die Grundlage des Staates aufs äußerste gefährdet ".

Gerade diese Sätze der Ansprache des Kanzlers find
besonders bemerkenswert . Sie werden dann noch erwei -
tert durch die Behauptung , daß „die Entwicklung der po-
litischen Verhältnisse in Preußen einer Reihe von maß -
gebenden Persönlichkeiten die innere Unabhängigkeit ge -
nommen habe , um alle erforderlichen Maßnahmen zur
Bekämpfung der staatsfeindlichen Betätigung der Kom -
munisten zu treffen " .

Der Reichskanzler ist der Ansicht, daß wegen dieses Ver -
stagens der preußischen Regierung nur in Preußen die
Bedrohung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch
tie Kommunisten einen solchen Umfang angenommen
!habe. Das ganze Vorgehen des Reichskabinetts wird also
jhier vom Kanzler selbst charakterisiert als eine im Kampf
gegen den Kommunismus dringend notwendig gewordene
Aktion .

Letztlich ist es natürlich die Einstellung gegenüber dem
Nationalsozialismus , die den Ausschlag gegeben hat . Für
den , der die Kommunisten und Nationalsozialisten auf die
gleiche Stufe stellt, sehen die Dinge eben ganz anders aus ,
wie für den , der , wie es das Reichskabinett in Überein -
Stimmung mit dem Reichspräsidenten tut , nur die Kom -
munisten als Staatsfeinde betrachtet und in der natio -
inalfozialistischen Bewegung geradezu etwas Wertvolles
erblickt. Das sind Gegensätze in der Beurteilung , die sich
eigentlich gar nicht überbrücken lassen.

Diese Gegensätze müssen also wohl ausgefochten werden .
Es mag schon sein , daß jemand angesichts dieses Kampfes
-innerlich die Befürchtung hegt , die Einheit des Reiches
könnte darunter leiden . Diese Befürchtung öffentlich zu
äußern , halten wir jedoch nicht für angebracht . Die Ein -
heit des Reiches sollte für uns alle etwas sein , was außer -
halb jeglicher Debatte steht. Und wohl nicht umsonst hat
der bayerische Ministerpräsident Held in seinem Ein -
fpruchstelegramm an den Reichspräsidenten „sich in treu -
deutscher Ergebenheit " unterzeichnet . Es gibt so manche
Volksgenossen , die sich des aufwühlenden und alle Grund -
lagen erschütternden Charakters unserer Zeit noch gar
inicht bewußt sind und kein Verständnis dafür aufzubrin -
gen vermögen , daß es die ungeheueren Probleme einer
revolutionären Übergangsperiode sind, die wir jetzt durch-
xukämpfen haben . In all diesen Kämpfen hat aber eins
als unerschütterlich zu gelten : die Einheit des Reiches
und die Treue eines jeden einzelnen zum Reich?

Erfreulicherweise haben auch die deutschen Gewerkschaf-
tcn , und zwar einschließlich der Christlichen Gewerkschaf»
ten , angesichts der Vorgänge in Berlin eine kluge Ruhe
imd Umsicht an den Tag gelegt . In einem Aufruf stellen

_ ^ ... (Fortsetzung von Seite 1 )
Der Reichskanzler im Rundfunk

In der für die Reichsregierung vorbehaltenen Stunde hielt
heute abend IS Uhr Reichskanzler v. Papen im Rundfunk fol-
gende Rede :

Deutsche Frauen und deutsche Männer ! An dem heutigen
Tage mn ich durch den Herrn Reichspräsidenten zum Reichs -
kommissar für Preußen bestellt worden . In dieser Eigenschaft
habe ich auf Grund der mir erteilten Vollmachten den bis »
herigen preußischen Ministerpräsidenten Braun und den preu -

ist, '
M - ■ . - ^ -Minister des Innern , Severing , ihrer Amter ent¬

hoben . Die Reichsregierung hat sich nach sorgfältiger Prix »
funß der Sachlage entschlossen, diesen Schritt dem Herrn
Reichspräsidenten vorzuschlagen . Sie beschränkt sich dabei
auf die notwendigsten Maßnahmen , die zur Wiederherstellunggeordnet »» Rechtszustände im preußischen Staatsgebiet ersor -
verlich sind. Lassen Sie mich zum Verständnis der Lage kurzine politische Situation in Preußen und die Gründe für die
getroffenen Maßnahmen schildern . Die preußische Staats -
regierung ist am 19. Mai freiwillig zurückgetreten und führt
seitdem nur die laufenden Geschäfte . Der neue Landtag war
auf Grund der vom alten Landtag , und zwar von den Par -
teien der Weimarer Koalition herbeigeführten Änderung der
Geschäftsordnung , nicht in der Lage , die Wahl eines Mini -
sterpräsidenten vorzunehmen . Die auf diesen Vorgängen be-
ruhende parlamentarische Basis des geschäftsführenden Kabi¬
netts ist entscheidend von der taktischen Haltung der kommu -
nistischen Partei anhängig . Ich will hier nicht im einzelnen
zu der Frage Stellung nehmen , wie weit man noch von ge-
ordneten parlamentarischen Verhältnissen sprechen kann , wenn
durch die Haltung der einzelnen Parteien der kommunisti -
schen Partei eine Schlüsselstellung eingeräumt wird . Diese
Vorgänge allein hätten die Regierung jedenfalls nicht ver -
anlaßt , einen unmittelbaren Einfluß auf die Verhältnisse in
Preußen zu nehmen .

Die KPD . erstrebt nach ihrem eigenen Bekenntnis und nach
zahlreichen Feststellungen höchsten deutschen Gerichts den ge -
waltsamen Umsturz der Verfassung ; sie arbeitet seit Jahr
und Tag mit allen Mitteln an der Zersetzung der Polizei
und Wehrmacht ; sie versucht mit den verschiedensten Methoden
die auf die Zerstörung der religiösen , sittlichen und kulturel -
len Grundlagen unseres Volkes hinzielen , und endlich ist es
die KPD ., die durch ihre illegalen Terrorgruppen Gewalt und
Mord in den politischen Kamps hineingetragen hat . Will sich
das deutsche Volk dieser Tatsache verschließen ; will es außer -
acht lassen , daß die Tätigkeit der KPD . einen beharrlichen
Kampf gegen die Grundlagen von Staat , Kirche , Familie
und Millionen von Einzelschicksalen bedeutet ? Nein ! Ich
stehe nicht an , in aller Öffentlichkeit zu erklären , daß es die
sittliche Pflicht jeder Regierung ist, einen klaren Trennungs -
strich zwischen den Feinden des Staates , den Zerstörern unserer
Kultur und den um das Gemeinwohl ringenden Kräften un -
feres Volkes zu ziehen . Weil man sich zu dieser , dem ein -
fachen und natürlichen Rechtsempfinden entsprechenden Fol -
gerung nicht entschließen konnte , weil man die sittlichen Ele -
mente der politischen Bewegungen außeracht ließ , hat sich
von Monat zu Monat die Radikalisierung des politischen
Kampfes gesteigert .

Die Reichsregierung ist frei von parteipolitischen Bildun -
gen, sie ist aber nicht befreit von der sittlichen Pflicht , offen
die Feststellung zu treffen , daß durch eine solche gleichberech-
tigte Einschaltung staatsfeindlicher Elemente in den politischen
Kamps die Grundlagen des Staates aufs äußerste gefährdet
werden .

Die Reichsregieruna hat mit Ernst die Entwicklung beob-
achtet . Sie hat nach Antritt ihres Amts ' nach reiflicher Über -
legung darauf verzichtet , in diese Entwicklung einzugreifen ,
solange sie eine Sache der Parteien blieb . Die Regierung
war aber von dem Augenblick an zu eigenem Handeln ver -
pflichtet , von dem an die zuerst nur aus parteitaktischen
Gründen erfolgte Einschaltung der Kommunisten in eine Ein -
heitsfront gegen die NSDAP , auch auf Maßnahmen ver -
antwortlicher Regierungsstellen übergegriffen hat . Hier geht
es um die Autorität des Staates . Hier durfte nicht gezögert
werden, ^im Interesse des Staates sofort Klarheit zu schaffen .
Diese zwingende Nowendigkeit eines Eingriffes hat sich gegen -
über der preußischen Staatsregierung ergeben . Kein Zufall ,
daß nur in Preußen die kommunistischen Kampforganisatio -
nen einen Umfang annehmen konnten , der eine ständige Be -
drohung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung darstellt .
Es ist kein Zufall , daß nur in Preußen der Wahlkampf von
einer erschreckenden Vermehrung blutiger Auseinandersetzun -
gen begleitet worden ist. Die Feststellungen der letzten Zeit
haben ergeben , daß die weitaus überwiegende Zahl der schwe -
ren Unruhen nur auf Angriffe kommunistischer Terrorgrup -
Pen zurückzuführen ist. Alle einzelnen polizeilichen Maßnah -
men , der hingebende Einsatz der örtlichen Polizeiorgane , haben
eine dauernde und sichere Herstellung geordneter Verhältnisse
nicht erzielen können . Diese Aufgabe kann nur durch plan -
mäßig « und zielbewußte Führung gegen die Urheber der
Unruhen gelöst werden .

Die Reichsregierung hat die Feststellung treffen müssen ,
daß die Entwicklung der politischen Verhältnisse in Preußen
einer Reihe von maßgebenden Persönlichkeiten die innere Un -
abhängigkeit genommen hat , alle erforderlichen Maßnahmen
zur Bekämpfung der staatsfeindlichen Betätigung der KPD .
zu treffen . Wenn beispielsweise hohe Funktionäre des preu -
ßischen Staates ihre Hand dazu bieten , Führern der KPD .
die Verschleierung illegaler Terrorabsichten zu ermöglichen ;
wenn offen ein preußischer Polizeipräsident seine Partei -
genossen auffordert , man möge die Kreise der Kommunisten
nicht stören — dann wird die Autorität des Staates von oben
her in einer Weise untergraben , die für die Sicherheit des
Reiches unerträglich ist.

Die Maßnahmen der Reichsregierung richten sich nicht ge -
gen die Selbständigkeit des Landes Preußen . Sie beschrän -
ken sich bewußt darauf , die Grundlagen für die Herstellung
eines ordnungsmäßigen Rechtszustandes zu schaffen . Diese
Grundlage mutz aber die Wiederherstellung einer Staats -
autorität sein , die völlig frei von einer nur irgendwie ge-
arteten Verbindung zur staatsfeindlichen KPD . ist.

Die Reichsregierung will durch ihre Mahnahmen eine ge-
ordnete Durchführung des Wahlkampfes sicherstellen . Si «
wird die freie politische Betätigung nur soweit einschränken ,
als es zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung unbedingt erforderlich ist. Sie geht dabei von der
Auffassung aus , dah die Ruhestörer — gleichgültig von w«l>
cher Seite sie kommen — so scharf in ihre Schranken zurück-
gewiesen werden müssen , daß dem Volke der Austrag des
Wahlkampfes ermöglicht wird . Im Verlaufe der von mir
als Reichskommissar für Preußen angeordneten Maßnahmen
hat sich herausgestellt , daß der bisherige preußische Innen -

minister der verfassungsmäßig zu Recht erfolgten BerfiigunFdes Herrn Reichspräsidenten nicht folgen wollt «. Er hat tuklärt , nur der Gewalt weichen zu wollen . Nur aus diese«Grunde hat die Reichsregierung , einer Ermächtigung de»
Herrn Reichspräsidenten folgend , den militärischen AuS»
nahmezustand für Berlin und Brandenburg erklären müssen .Der militärische Ausnahmezustand wird selbstredend nur so»
lange aufrecht erhalten , als es die Herstellung gesicherter
Verhältnisse verlangt .

Ich wiederhole die Erklärung der Reichsregierung von
heute vormittag : Die Selbständigkeit des Landes Preußen im
Rahmen der Reichsverfassung wird nicht angetastet . Die
Reichsregierung erwartet vielmehr , daß alsbald ein« Beendi¬
gung des auf Grund der Notverordnung geschaffenen Zustan -
des eintreten wird .

Mein Wunsch , mit den übrigen preußischen Ministern zu -
sammenzuarbeiten , ist inzwischen durch einen Brief durch-
kreuzt word«n , in dem die Herren es ablehnen , mit mir zu -
sammenzuarbeiten . Damit haben diese Herren selbst ein «
neue Sachlage geschaffen .

Die Reichsregierung wird auf dem von ihr als richtig er -
kannten Weg unbeirrt fortschreiten .

Die Proteste
Der bayerische Ministerpräsident Held hat an den Reichs »

Präsidenten heute folgendes Telegramm gesandt : „Durch die
Notverordnung vom Heutigen in schwerer Sorge um die ver -'
assungsmätzigen Rechte und die Existenzgrundlage der deut -
chen Länder , teile ich Eurer Exzellenz ergebenst mit , daß ich
ür die bayerische Regierung gegen den Herrn Reichskanzler

heute Rechtsverwahrung eingelegt und Entscheidung deS
Staatsgerichtshofs über die Rechtsfrage beantragt habe . In
treudeutscher Ergebenheit und Verehrung . Or Held .

"
Das Telegramm an den Reichskanzler lautet : „Die Ein -

setzung eines Reichskommissars an Stelle von Landesregie ,
rung und die Amtsenthebung von Landesministern ist nach
Auffassung der bayerischen Gssamtregierung mit der Reichs¬
verfassung nicht vereinbar . Die Notverordnung vom 20. Juli
berührt verfassungsmäßige Rechte der Länder und ihre ver -
fassungsmäßige Existenz . Namens der bayerischen Staats -
regierung lege ich förmlich Rechtsverwahrung ein . Antrag
an den Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich über die
Rechtsfrage ist von uns gestellt . Ministerpräsident Or . Held ."

Uber die Stellungnahme der württembergischen Regierung
zu den Vorgängen in Preußen war bis jetzt noch nichts zu
erfahren . Daß die Vorgänge aber mit einer gewissen Ruhe
aufgenommen werden , zeigt sich darin , daß Staatspräsident
!Dr. Bolz zusammen mit Reichskanzler Or Brüning zu der
angesetzten Wahlreise nach Augsburg gefahren ist, obwohl
er von den politischen Berliner Vorgängen Kenntnis hatte .

Über den Standpunkt der hessischen Regierung wird mit -
geteilt : Die hessische Regierung hat sich seinerzeit ebenso wie
die anderen süddeutschen Regierungen mit Nachdruck gegendie vom Reich verfügte Beseitigung des Uniform - und Demon -
strationsverbots der Länder und gegen den Gedanken der
Einsetzung eines Reichskommissars gewandt . Es bestehe da «
nach kein Zweifel , daß Hessen angesichts der jüngsten Ereig -
nisse in Preußen an diesem Standpunkt mit Entschiedenheit
festhalte . Weiter wird erklärt , in hessischen Regierungskreisen
sei man befremdet über die Plötzlichkeit und Form , mit der
die Reichsregierung gegen Minister des größten deutschen
Landes vorgegangen sei. Man begrüße es darum in Darm -
stadt , daß verschiedene Länder zur Prüfung der Rechtsgültig -
keit des Vorgehens der Reichsregierung an den Staats -
gerichtshof für das Deutsche Reich appelliert haben .

Einspruch haben sodann erhoben die Gewerkschaften , die
Deutsche Staatspartei , die Eiserne Front , Reichskanzler a . D .
Marx in einer Rede in Königsberg , Reichskanzler a . D . Or .
Brüning in München , ferner das Rheinische Zentrum . Die
Nationalsozialisten Kube und Kerrl begrüßten das Vorgehen
des Reichskanzlers .

Aber die Stimmung in den verschiedenen Lagern erfährtdas Nachrichtenbüro des Vereins deutscher Zeitungsverleger
folgendes : Während die Deutschnationalen und die National -
sozialisten ihrer Genugtuung darüber Ausdruck geben , daß
Reichspräsident und Reichsregierung ihrem Verlangen endlich
nachgekommen sind , werden bei den Parteien der Mitte und
der Linken lebhafte Bedenken gegen die verfassungsrechtliche
Zulässigkeit der neuen Notverordnung geltend gemacht . In
Zentrumskreisen unterstreicht man den Beschluß der bisheri -
gen preußischen Regierung , den Staatsgerichtshof anzurufen ;eine offizielle Stellungnahme der Partei liegt noch nicht vor ,es ist jedoch damit zu rechnen , daß der engere Parteivorstandbinnen kurzem zusammentritt . Sehr erregt ist die Stim -
mung bei der Bayerischen Volkspartei , die mit besonderem
Nachdruck aus den föderativen Charakter der Reichsverfassung
hinweist ; eine offizielle Stellungnahme dieser Partei ist be-
reit ? für heute abend zu erwarten .

Berlin ist ruhig
Die Straßen der Reichshauptstadt gaben am Mittwoch das

gewohnte Bil -d . Lediglich Unter den Linden sind vor dem
preußischen Innenministerium kleine Ansammlungen bemerk -
bar , die von der Polizei dauernd im Fluß gehalten werden .Um vor allen Dingen das Regierungsviertel vor größeren
Ansammlungen zu schützen , wurde die Bannmeile verstärktbesetzt. Durch Überfallwagen wurden in aller Eile Doppel -
Posten an alle Straßenkreuzungen der Bannmeile herange -
holt . Die Aushänge der Zeitungen sind stark belagert , wer -
den aber ohne Äußerungen gelesen , so daß sich nirgends Rei -
bereien ergeben . Die Gegend vor dem Polizeipräsidium istebenfalls völlig ruhig . Auch der Osten Berlins bietet das ae-
wohnte belebte , aber völlig normale Bild .

Die „Rote Fahne " nicht erschienen
Di « „Rote Fahne " ist Donnerstag früh nicht erschienen , da— wie wir erfahren — die Druckerei der Zeitung wegenDruckens eines verbotenen Flugblattes geschlossen worden ist.

Dr. Bracht im Amt
t 21 - Juli . (Tel . ) Der kommissarische preu -
ßische Minister des Innern , Dr. Bracht , hat heute die Amts -
geschäste übernommen . Er hat Herrn Staatssekretär Or.Abegg mit sofortiger Wirkung seiner Dienstgeschäfte enthobenund beurlaubt .
„ Die Pressestelle des preußischen Ministeriums des Innernstellt bis auf weiteres ihre Tätigkeit ein . Der Leiter . Mini -
stermlrat Or Hirschfeld , ist beurlaubt , und von seinen Dienst -
geschästen entbunden . Die politischen Mitteilungen der preu -
ßischen Staatsregierung , insbesondere des preußischen Mini -
sters des Innern , werden von der Presseabteilung der Reichs -
regierung ausgegeben .

sie die große Erregung fest, welche die Gewerkschaften
durchzittert ; aber sie mahnen trotzdem zur Besonnenheit
und fordern auf , „die vorbildliche Disziplin auch in diesen
schweren Tagen unter allen Umständen aufrechtzuerhal -
ten "

; man werde sich die „Stunde des Handelns von den
Gegnern der Gewerkschaften nicht vorschreiben lassen".

Erwähnung verdient schließlich noch die Tatsache , daß
Reichskanzler von Papen mehrfach ausdrücklich betont hat ,
daß es sich bei den gestrigen Maßnahmen nur um solche
vorübergehender Natur handle , und daß die Selbständig -
keit des Landes Preußen im Rahmen der Reichsversas -
sung nicht angetastet werden soll.

I «



Die Laufbahn des Dr . Bracht
Der zum Bevollmächtigten des Reichskommissars für Preu -

jen ernannte Essener Oberbürgermeister Dr . Bracht , wurde am
JB. November 1877 in Berlin geboren . Er studierte Rechts -
Wissenschaft und war dann zunächst als Staatsanwalt in Essen
und Hamm tätig . 1811 wurde er Rcgierungsrat im Reichs -
»ersicherungsamt und wurde 1918 als Vortragender Rat in
das Reichsamt des Innern berufen . 1919 trat er als Ministe -
rialdirektor in das preußische Ministerium für Volkswohlfahrt
Kber . Bei der Bildung des Kabinetts Marx wurde er Anfang
Dezember 1923 unter Beförderung zum Staatssekretär zum
Chef der Reichskanzlei ernannt , obwohl er bisher politisch nicht
Hervorgetreten war . Nach dem Rücktritt des Kabinetts
Marx im Dezember 1924 wurde Dr . Bracht in Essen zum Ober¬
bürgermeister gewählt .

Am Samstag Verhandlung
vor dem Staatsgerichtshof

MTB . Leipzig , 21. Juli . (Tel . ) Vom Staatsgerichtshof für
hat Deutsche Reich ist Verhandlungstermin über den Antrag
des bisherigen preußischen Staatsministeriums auf Erlaß einer
einstweiligen Verfügung auf Samstag vormittag 10 Ahr anbe -
räumt worden . Den Vorsitz wird in Vertretung des beurlaub -
ten Reichsgerichtspräsidenten Dr . Bumke Senatspräsident Oegg
führen .

In London
Trotzdem die englische öffentliche Meinung bereits seit eini -

yer Zeit auf die Möglichkeit besonderer innerpolitischer Ent -
Wicklungen in Deutschland vorbereitet worden war , sind die
Machrichten über die Ereignisse in Berlin völlig überraschend
gekommen . „Ausnahmezustand in Berlin " verkünden die Pla¬
kate der Presse in Fettdruck , und die Überschriften der Blät -
ter lassen erkennen , daß die neuen Notmatzrachmen der deut¬
schen Regierung als ein Erfolg der Nationalsozialisten ange -
jsehen werden . Die Berliner Berichte und die Meldungen aus
viom über die Umbildung der italienischen Regierung , „ zwei
europäische Bomben "

, wie sie genannt werden , treffen hier
übrigens in einem Augenblick ein , in dem der Premiermini -
ster im Urlaub in Schottland weilt , der Außenminister sich
lin Genf befindet und alle übriyen Hauptmitglieder des Kabi -
metts in Ottawa sind, wo sie dt« Interessen Großbritanniens
auf der dort morgen beginnenden britischen Reichskonferenz
vertreten .

Die Ereignisse in Preuhen
im Spiegel der französischen Presse

CNW. Paris , 21. Juli . (Priv .-Tel .) Di « französischen Mor -
venbliitter widmen den Ereignissen in Preußen ihre besondere
Aufmerksamkeit und geben in spaltenlangen Telegrammen von
den Vorgängen in Berlin Kenntnis . Die Berliner Berichterstat¬
ter gehen indessen über den Rahmen einer einfachen Dar -
Stellung der Ereignisse nicht hinaus und stellen einmütig fest,
daß in Berlin und in Deutschland vollkommene Ruhe herrsche .
Die Blätter selbst nehmen zu den Ereignissen umfangreich
Stellung und betrachten sie zum Teil in Verbindung mit der
Umbildung des italienischen Kabinetts .

Amerika zur Preußenlage
CNB . New Nork, 21 . Juli . (Priv .-Tel . ) Die amerikanischen

Vlatter bringen die gestrigen Maßnahmen der Reichsregie ,
rung gegen Preußen in großer Aufmachung auf der ersten
ISeite . „New Jork Times " will in ihnen die Wiederbehaup -
stung des alten deutschen Instinktes für öffentliche Ordnung
jerblicken. Dieser Beweis der Energie der Regierung sollte ,
fo meint das Blatt , bei den kommenden Reichstagswahlen di«
stimmen für Hitler herabdrücken .

Strafanzeige gegen Gvzefiuskl ,
Meitz und zSeimannsbevg

CRB . B e r l i n , 21. Juli . (Priv . - Tel .) Militiirbefehlshaber
Generalleutnant v. R u n d st e d t hat in der Mittagsstunde
beim General st aatSanwalt beim Landgericht I gegen
Grzefinfki , Weiß und Heimannsberg auf Grund
bes 8 8 der Notverordnung des Reichspräsidenten vom 20. Juli
Nber den militärischen Ausnahmezustand in Ber -
lin und Brandenburg Strafanzeige erstattet . General -
leutnant v . Ruudstedt hat gestern den drei Beschuldigten nach
der Amtsentsetzung den Befehl gegeben , sich jeder Amtshand -
lung zu enthalten . Die Beschuldigten haben aber bis zu ihrer
Entfernung aus dem Dienst weiter ihre Amtsgefchöfte
Ausgeübt , obwohl sie die Zuständigkeit des militärischen
Bevollmächtigten anerkannt hatten .

M pvenHische ckabinettsiitznng
3. Berlin , 21. Juli . (Priv . - Tel .) Wie wir erfahren .k»a: Dr. Bracht heute vormittag die Leitung des preußischen

Innenministeriums übernommen . Der Wechsel in den Am-
Hern , deren geschäftsführenden Minister Reichskanzler v. Pa -
Pen in seiner Eigenschaft als Reichskommissar gestern abend
ebenfalls ihres Postens enthoben hat , vollzieht sich ähnlich wie
der im preußischen Innenministerium . Heute mittag um12 Uhr findet die erste preußische Kabinettssitzung unter Lei -
tung des Herrn v. Papen statt . Dabei dürfte es sich im we-
sentlichen darum handeln , das Kabinett durch Beauftragungder Staatssekretäre zu vervollständigen . Die

^
drei wichtigsten

Ministerien sind naturgemäß das Ministerpräsidium , das in
Preußen den Namen „Staatsministerium " führt , das Innen -
und das Finanzministerium . Die beiden ersten Ämter sind
durch Herrn v . Papen und Dr. Bracht besetzt. In unterrich -
itcten Kreisen gilt es bereits als sicher, daß der Staatssekre¬tär des Finanzministeriums , Schleusener , die Leitung dieses
Ministeriums übernehmen wird . Ferner rechnet man damit ,daß Staatssekretär Hölscher das Justizministerium , Staats -
Sekretär Prof . Scheidt das Wohlfahrtsministerium unid Staats -
sekretär Dr. Lammers das Ministerium für Wissenschaft ,Kunst und Volksbildung übernehmen wird .

Reichsvat fällt aus
CNB . Berlin , 21. Juli .f (Priv .-Tel .) Die für heute nach -

Diittag anberaumt « Vollsitzung des Reichsrats , in der überdie Getreidehandelsklassen - Verordnung entschieden werden
sollte , ist mit Rücksicht auf die politische Lage und die Tat -
fache, daß die preußische Vertretung im Reichsrat noch nichtoeklärt ist, abgesagt worden . Auch alle Ausschutzsitzungen des
Meichsrats fallen aus . Neue Sitzungstermine sind noch nichtbestimmt worden .

Rcichöhilfe für Karlsruhe . Die Gesamtzahl der Wohlfahrts -
erwerbslosen im Reich betrug Ende Mai d. I . 2 313 000. InKarlsruhe wurden zu diesem Zeitpunkt bei einer Einwohner -
«>ahl von 148 063 7872 Wohlfahrtserwerbslose gezählt . Auf
Dieser Grundlage hat das Reichsfinanzministerium die Reichs -
Hilfe für den Bezirksfürsorgeverband Karlsruhe festgesetzt, die
Ji« Juni 82 558 Jtfl betrug und für die Monate Juli undAugust auf je 134 345 JM erhöht wurde , wovon noch 10 Pro -zent für den Landesausgleichsfonds zugunsten der besondersNotleidenden Gemeinden abzusetzen sind.

Die Entwicklungdes Arbeitsmarktes
im Bezirk des Landesarbeitsamts Südwestdeutschlanvm der Zeit vom 1. di« 15. Juli 1932

In der Entwicklung des lüdwestdeutschen Arbeitsmarktes tratin der ersten Julihälfte , wie in jedem Jahre , wenn die zurHeuernte eingesetzten Kräfte wieder entbehrlich werden , eine
Stockung ein , so daß das bei den Arbeitsämtern gemeldete
Kröfteangebot , das sich Ende Juni auf 301 71g Arbeitsuchendebelief , nicht mehr weiter abnahm , sondern um ein geringesauf 302 243 Personen anstieg ; 122 322 davon entfielen aus die
Arbeitsamtsbezirke in Württemberg und Hohenzollern und179 921 auf die badischen Bezirke . Von den Arbeitsuchendenwaren 287 875 als arbeitslos zu betrachten , und zwar 114 344
in Württemberg und 173 531 in Baden .

Der Unterschied zwischen den Zahlen der Arbeitsuchendenund Arbeitslosen von über 14 400 Personen rührt in der Haupt »
fache daher , daß sich die bei den Matznahmen der wertschaffen -den Arbeitslosenfürsorge und des freiwilligen Arbeitsdienstes
beschäftigten Personen zur Vermittlung auf dem freien Ar -beitsmarkt als Arbeitsuchende zur Verfügung stellen müssen .Nach den letzten statistischen Feststellungen von Ende Juniwaren rund 5300 Mann als Notstandsarbeiter in den Matz -
nahmen der wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge untergebrachtund fast 5100 Personen , darunter ungefähr 300 Frauen und
Mädchen , waren als Arbeitsdienstwillige in den Matznahmendes freiwilligen Arbeitsdienstes beschäftigt . Während die Formder Arbeitsbeschaffung durch Notstandsarbeiten schon lange mitErfolg in Anwendung ist , ist der freiwillig « Arbeitsdienst erstseit 1 . August 1931 in Tätigkeit ; mit welchem Erfolg , geht aus
folgenden Feststellungen hervor : Im August 1931 wurden in
Südwestdeutschland die ersten Matznahmen des freiwilligenArbeitsdienstes begonnen ; die Zahl der Beschäftigten belief sichEnde August 1931 auf 60 Mann . Der Gedanke hat anfänglichnur langsam , dann aber immer schneller an Boden gewonnen .Bis Ende Juni wurden zur Beschäftigung von 9400 Arbeits -
losen vom Landesarbeitsamt im ganzen über 300 Arbeiten an -erkannt , von denen bis Ende Juni ungefähr der vierte Teilschon wieder beendigt war . Die Zahl der beschäftigten Arbeits -
dienstwilligen betrug Ende Oktober 168 Mann , Ende Dezember481 Personen , Ende Februar 1405, Ende April 2946 , Ende Mai4561 und Ende Juni 5654. Von besonderer Bedeutung ist da -bei , daß zwei Fünftel der Beschäftigten Jugendliche unter21 Jahren waren .

Die Zahl der Personen , welche von der Reichsanstalt als
Hauptunterstützungsempfänger betreut werden , ist in der Be -richtszeit in der versicherungsmätzigen Arbeitslosenunterstützungum 3562 und in der Krisenfürsorge um 3490 zurückgegangen .Der Stand an Hauptunterstützungsempfängern war noch derStatistik der Arbeitsämter am 15 . Juli 1932 folgender :In der verficherungsmäßigen Arbeitslosenunterstützung53 686 Personen (36 988 Männer , 16 698 Frauen ) ,in der Krisenfürsorge

85 315 Personen <69 366 Männer , 15 949 Frauen ).Die Gesamtzahl der Hauptunterstützungsempfänger ist um7052 Personen oder um 4,8 v. H > nämlichvon 146 053 Personen <111 659 Männer , 34 394 Frauen )auf 139 001 Personen (106 354 Männer . 32 647 Frauen )gefallen ; davon kamen
auf Württemberg 58199 gegen 61 711,auf Baden 8V 811 gegen 84 342 am 30. Juni 1932.Im Gesamtbezirk des Landesarbeitsamts Südwestdeutsch -land kamen am 15. Juli 1932 auf 1000 Einwohner 27,6 Haupt -

Unterstützungsempfänger in der Arbeitslosenversicherung undKrisenfürsorge . Die Zahl der von den Fürsorgeverbändenunterstützten Wohlfahrtserwerbslosen wird immer nur Endedes Monats gezählt ; Ende Juni waren es 76 751 Personenoder 15,3 vom Tausend der Einwohner .Die Entwicklung der Arbeitsmarktlage wurde in der Be -richtszeit hauptsächlich von den Vorgängen in folgenden Be -rufsgruppen beeinflußt :
Der landwirtschaftliche Arbeitsmarkt stand im Zeichen der vor -übergehenden Arbeitspause zwischen Heu - und Getreideernte .Die qualifizierten landwirtschaftlichen Kräfte blieben zwar inStellung , die berufsfremden Arbeitskräfte sind aber nach Veen -digung der Heuernte zum größten Teil wieder entlassen wor -den . Eine Nachfrage nach Kräften für die Getreideerntemachte sich noch kaum bemerkbar . An Dauerpersonal wurdennur Melker und jüngere Mägde verlangt . In einigen badischenArbeitsamtsbezirken tonnte eine grötzere Anzahl von Arbeits -losen zum Erbfenpflücken vermittelt werden . An Gärtnernund Gartenarbeitern war nur geringer Bedarf . Die Zunahmedes verfügbaren Kräfteangebots in der Berufsguppe Land - undForstwirtschaft selbst um 138 Personen war hauptsächlich aufdie Entlassung von Holzhauern und Kulturarbeitern zurück-zuführen .
In der Industrie der Steine und Erden war nochmals eineleichte Abnahme der Arbeitslosenzahl festzustellen . Ein badi -fches Porphyrwerk , das seit November v. I . stillgelegen hatte ,hat den Betrieb mit 60 Arbeitern , d. f . 30 Prozent der früherenBelegschaft , wieder aufgenommen . Andererseits wurde einewürttembergische Zementfabrik stillgelegt , so datz 100 Mannarbeitslos wurden .
In der Metallverarbeitung und in der Industrie der Mafchi -nen , Instrumente und Apparate hat die Belastung des Arbeits -Marktes ebenfalls nochmals um 359 Personen abgenommen .An Befferungserscheinungen ist festzustellen , datz der Rückgangdes Beschäftigungsstandes in der Edelmetallinbustrie anschei -nend zum Stillstand gekommen ist . Ferner haben einige grö -tzere Firmen Auslandsaufträge bekommen , so datz die Kurz -arbeit eingeschränkt werden konnte . Der Karosseriebau undeine Waggonfabrik konnten eine Anzahl von Facharbeitern ein -stellen . Daneben wurden von anderen Branchen aber auchziemlich umfangreiche Entlassungen vorgenommen , an deneneine württembergische Metallwarenfabrik mit 150 Arbeitern ,einige Maschinenfabriken mit mehr als 100 und eine badischeGrotzfirma mit 190 Arbeitskräften beteiligt waren . Außerdemgingen noch Stillegungsanzeigen ein , die mehrere hundert Ar -bester mit Entlassung bedrohen .
In der chemischen Industrie stellte eine Gelatinefabrik mit250 Arbeitskräften Stillegungsantrag .Die Textilindustrie hatte in der Berichtszeit eine starke Zu -nähme der Arbeitslosenzahl um 725 Arbeitskräfte zu verzeich -nen . Eine Gardinenweberei hat 100 Leute entlassen , eineFrottierweberei 60, eine Jacquardweberei 65, eine Ramiespin -nerei 200 und eine Schappespinnerei 150. Die leichte Besse-rung der Strickwarenbranche und in einigen Bezirken auch derTrikotagenindustrie fiel daneben nicht ins Gewicht .In der Papierindustrie hat sich die Lage der Kartonagen -industrie weiter verschlechtert.
In der Lederindustrie hat sich der Beschäftigungsgrad derLinoleumfabrikation insoweit gebessert, als ein Teil der Ar -beiterschaft nach längerer Kurzarbeit wieder vollbeschäftigt wer -den konnte . Infolge Grotzfeuer in einer badischen Gummi -fabrik wurde der grötzte Teil der Belegschaft arbeitslos .Im Holz - und Schnitzstoffgewerbe war die Entwicklung in derMöbelindustrie uneinheitlich ; während in eintzm Hauptbezirkdie Fabriken wieder voll beschäftigt sind, sind in anderen fürdie Beurteilung der Lage ins Gewicht fallenden Bezirken dieBeschäftigungsverhältnisse unverändert schlecht geblieben undteilweise noch schlechter geworden . Die gleiche Beobachtung giltiür die Beschäftigung der Sägewerke und der Bautischlerei . In

der ganzen « erufsgruppe Holzindustrie war aber nochmal»eine leichte Abnahme der ArbeitSlofenzahl um rund 200 Mannzu verzeichnen .
Das Rahrungs - und Genuhmittelgewerbe war infolge d«,Aufnahmefähigkeit der Konservenfabriken und weiterer Besse-rung der Lage in der Zigarrenindustrie diejenige Beruf «,

gruppe , welche in der Berichtszeit die stärkste Abnahme der Ar¬beitslosenzahl (um 800 Personen ) zu verzeichnen hatte .Im Bekleidungsgewerbe ist eine Zunahme um 288 Stellung ,
suchende festzustellen . Die Verschlechterung betraf hauptsächlichdie Herren - und Damenschneiderei . Auch zwei Hutfabrikenhaben nach Erledigung ihrer kurzfristigen Aufträge wieder Ent «
lassungen vornehmen müssen . Die leichte Besserung in der
Handschühfabrikation hat noch angehalten , die Beschäftigungder Schuhfabriken war uneinheitlich .

Im Baugewerbe war nochmals ein Abgang von 442 Fach-arbeitern und 344 ungelernten Hilfsarbeitern zu verzeichnen .Der Gesamtbestand an arbeitsuchenden Bauarbeitern belief sichMitte Juli auf 42 500 Mann gegen 32 000 im Vorjahr und6500 im Jahre 1930.
Im Bervielfältigungsgewerbe wurden durch Stillegungzweier Verlagsdruckereien 50 Kräfte arbeitslos .Im Gast - und Schankwirtschaftsgewerbe hat sich der Arbeits -markt trotz Beginns der Reisezeit und der Hochsaison imSchwarzwald und am Bodensee nur wenig belebt .Im Berkehrsgewerbe haben sich die Beschästigungsverhält -nisse im Kehler und Mannheimer Hafen merklich gebessert.Die Vermittlungstätigkeit in den Hausangestelltenberufenwar faifonmätzig stark beeinträchtigt .Die Zahl der stellensuchenden kaufmännischen Angestellten ,Bllroangestellten und Techniker hat sich infolge der Quartals -entlasfungen um 1100 Personen vermehrt .

Bsi -diecaiyer Teil

GtaatSbeitvag für die 4lnwettev -
geschädisien im ^ aisevftnhlgebiet

Die Pressestelle beim Staatsministerium teilt mit :** Als vorläufige Maßnahme zugunsten der durch das groß «Unwetter -im Kaiserstuhlgebiet in voriger Woche Geschädigtenhat das badische Staatsministerium 5000 Ml zur Verfügunggestellt . Der Betrag soll aus dem allgemeinen Fonds der Re -
gierung für im Staatshaushalt nicht vorgesehene Bedürfnissepersönlicher und sachlicher Art entnom men werden .

Die tvivtschaftslage in Baden
Der zweite Bierteljahrsbericht über die Wirtschaftslage inBaden , den der badische Industrie - und Handelstag in Mann -heim namens der in ihm vereinigten badischen Handelskam -mern jetzt der Öffentlichkeit übergibt , ist außerordentlich pessi-mistisch abgestimmt . Das Geschäft zahlreicher Industrien , soheißt es in den Berichten , sei fast völlig in sich zusammengesun »ken. Der Ausfall an Auftragseingängen gegenüber dem zwei-ten Quartal des Vorjahres betrage 65 Prozent und weniger .Der Export , der für Südwestdeutschland , insbesondere die ba«bische Industrie , infolge der Grenzlage immer eine sehr bedeu-tende Rolle gespielt hat , ist auf Gelegenheitsgeschäfte zusam -mengeschrumpft . Die feinmechanische Industrie des Hoch -schwarzwaldes habe bis zu zwei Drittel der bisherigen Absatz«gebiete durch die merkantilistischen Maßnahmen des Auslandesverloren . Für die Juwelenindustrie bestehe so gut wie garkeine Verkaufschance mehr .Die Insolvenzen häuften sich und die daraus herrührendenVerluste seien erschreckend groß . Einer der wenigen Lichtblickesei der Erfolg der deutschen Landwirtschaftlichen Ausstellung inMannheim anfangs Juni . Die einigermaßen günstigen Be -richte beschränken sich auf die Teigwarenfabrikation , die Her -stellung von Speiseölen und Fetten , die Schokoladeindustrie inSüdbaden , die nordbadische Zuckerindustrie . Die Tabakindustriemeldet eine unterschiedliche allmähliche Besserung .

Sevkassnnssfeiev in den siechen
Das Erzbischöfliche Ordinariat hat angeordnet , daß aus An»laß

' der Feier des Verfassungstages in allen Pfarr - und Kura -tiekirchen ein Festgottesdienst gehalten wird , an dessen Schlußdas Gebet für die Wohlfahrt des Vaterlandes gebetet wird . Jeden örtlichen Verhältnissen entsprechend kann die Feier ent -weder am Verfassungstag selbst oder am vorhergehenden Sonn -tag gehalten werden .

Das Gvzbischöfliche Ordinariat
ttbev ^ övpevknltuv und Sittlichkeit

Das Erzbischöfliche Ordinariat hat eine Verordnung erlassen,in der es einleitend heißt : Die moderne Körperkultur weistin Stadt und Land Erscheinungen auf , die vom Standpunktder Sittlichkeit zu ernsten Besorgnissen Anlaß geben. Wenn dieKirche immer wieder warnend ihre Stimme erhebt , so ist sieweit entfernt , die gesundheitlichen und erzieherischen Werteder Leibesübungen zu unterschätzen . Sie will dielmehr Jugendund Volk vor sittlichen Schädigungen bewahren , die sich auf dieDauer unheilvoll auswirken müssen . Die Leitsätze und Wei-sungen der deutschen Bischöfe zu den Fragen moderner Kör -perkultur sind keineswegs aufgehoben , sondern sind auch heutenoch für die Jugend , die Eltern und Erzieher und für alle,welche im staatlichen und kommunalen Leben etwas zu sagenhaben , richtunggebend und im Gewissen verpflichtend .DaS Ordinariat hat deshalb angeordnet , daß diese Leitsätzeund Weisungen , soweit sie die moderne Körperkultur betreffen ,an einem der nächsten Sonntage auf der Kanzel vorgelesen undzu gewissenhafter Beoba chtung eingesch ärft werden .
Oer Älsta - Stveit

an dev Handelshochschule Mannheim
Di « Bereinigung republikanischer Studierender der Han »delshochschule Mannheim teilt mit , daß die Erklärung , diezum Wiedereintritt zwei«r Mitglieder in den Asta geführthatte , wieder zurückgezogen worden fei, nachdem die Hoch»schularuppe der NSDAP , sie durch einen „Vertrauensbruchzur Kenntnis der

Kandel u « d Wirtschaft
Devisennotierungen der Reichsbank

(Amtlich»

Amsterdam 100 G -
Kopenhagen 10V Kr .
Italien . . 100 L.
London . 1 Pfd .
New Uork . 1 D .
Paris . . . 100 Fr -
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . . IVO Kr .

21 . Juli 20. JuliGeld Seit e<it> Briet
169.68 170.03 169.73 170.07
80 .82 80.98 80.82 80.98
21 .46 21 .50 21 .49 21 .53
15.00 15.04 14.98 15.02
4 .209 4 .217 4 .209 4 .217
16.480 16.525 16 485 16.525
81 .89 82 .05 81 .89 8205
51 .95 52.05 51 .95 52.05
12 .465 12 .485 12 .465 12 .485



Aus der Landeshauptstadt

Kollekten in den katholischen Kirchen . Jltach einer Anordnung
des Erzbrschöflichen Ordinariats ist am Sonntag , den 24 . Juli ,
das Fest des seligen Bernhard von Baden in der bisher üblichen
Weise zum Jugendsonntag in allen Pfarreien auszugestalten .
Eine allgemeine Kirchenkollekte dient »er katholischen Jugend -
arbeit . — Die zur Förderung des Kirchenbaues in den katholi -
schen Gemeinden 0er Erzdiözese jährlich abzuhaltende zweite
allgemeine Kollekte ist aus Sonntag , den 2t . August , festgesetzt.

« rbeitslosenspeisun ». Am Dienstagabend fand in den Näu -
men des Christlichen Vereins junger Männer die fünfzigste
Speisung Arbeitsloser statt . Seit über einem Jahre speisen
einige evangelische Zprengelgemeinden in Verbindung mit dem
Christlichen Verein junger Männer 70—80 arbeitslose Män¬
ner unentgeltlich . Es wird bei dem Abendessen gediegene Unter -
Haltung geboten . Der Abend , der gerne besucht wird , schließt
mit einer kurzen Andacht .

Gegen Steuerttberlastung von Gewerbe und Hausbesitz . Die
Erhöhung der städtischen Umlage hat in der Bürgerschaft große
Beunruhigung verursacht . Nicht nur , daß das darniederliegende
Handwerk und der Handel ebenso wie der Hausbesitz schwer be-
troffen weroen , es wird vielmehr auch die Mieterschaft un -
mittelbar von der Erhöhung der Umlage von 51 auf 70
ergriffen werden , da nach der Verordnung der Landesregie -
rung die Betriebskosten , soweit sie 26 Prozent der Friedens -
miete übersteigen , bis zu 5 Prozent als in den bisherigen Mie -
ten nicht enthalten auf diese umgelegt werden müssen . Um
der Bürgerschaft Aufklärung zu geben und der bestehenden
Beunruhigung Ausdruck zu verleihen , hat der Karlsruher Haus -
desitzerverein zu einer großen Kundgebung in der „Eintracht "
am Freitag , den 22 . Juli 1932, abends 3 Uhr eingeladen .

Sommer - Operette im Städtischen Konzerthaus . Die Operette
„Die Dollarprinzessin " von Leo Fall , die auch bei der Auffüh -
rung am vergangenen Dienstag den Besuchern wieder viel
Freude bereitete , wird heute abend erneut gegeben . Beginn
der Borstellung 20 Uhr . Siehe auch die Tagesanzeige .

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte Karlsruhe .
vom Donnerstagmorgen : Noch immer liegt der Schwerpunkt
des hohen Druckes auf öem Ozean , so daß eine Änderung des
bestehenden Witterungscharakters vorerst noch nicht zu erwarten
ist . Voraussage : Im wesentlichen Fortdauer der bestehenden
Witterung .

Wasserstände : Waldshut 436 plus 9, Basel 236 plus 2, Schu¬
sterinsel 306 minus 1 , Rheinweiler 84 plus 7, Kehl 440 unver -
ündert , Maxau 630 minus 10, Mannheim 556 plus 4, Caub
über 200 Zentimeter .

^ uvze K ackvkht e u aus Vadeu

bfd. Mannheim , 20 . Juli . Für die Katholiken , die in den
Siedlungsgebieten Pfingstberg un » Hochstätt der Gemarkung
Aiannheim wohnen , ist die Kirchengemeinde „Santa Theresia
vom Kinde Jesu Mannheim - Pfingstberg " errichtet worden .

DZ . Pforzheim , 20. Juli . Auf Grund der neuen Richtlinien
hat der Reichssiedlungswart der Stadt Pforzheim fü 60 Sied¬
lerstellen das Reichsdarlehen von je 2500 M bewilligt . Es
können also nunmehr auch Einzelsiedler das Reichsdarlehen
erhalten , vor allem solche , die geeignetes Gelände bereits zu
eigen besitzen. Die Einzelsiedlungsstelle soll in der Regel nicht
unter 600 und nicht über 5000 Geviertmeter groß sein . Al»
Siedler kommen nur Erwerbslose und Kurzaroeiter in Frage ,die sich freiwillig melden .

bld . Kehl. 20 . Juli . Der . Stand der Kleeäcker läßt zu tvün -
schen übrig , da sie unter der nassen Witterung stark gelitten
haben . Man ist teilweise dazu übergegangen , sie vor dem zwei -
ten Schnitt umzubrechen , um darauf Zahnmais anzusäen . Ein
Notbehelf wäre für viele Landwirte der Grasertrag der Rhein -
infeln gewesen , doch ist diese Hoffnung durch das andauernde
Hochwasser zunichte gemacht .

'
Das Getreide steht sehr schön .

Auch das Öhmdgras hat schön angesetzt und verspricht einest
guten Ertrag . Rotrüben . Tabak und auch die Kartoffeln stehen
sehr gut .

bld . Freiburg i . Br ., 20 . Juli . Ordinariatsrat Dr. Josef
Bögtle ist unter Belastung in seinem Amt zum Superior der
Provinz der barmherzigen Schwestern in St . Trudpert er -
nannt worden . _ Erzbischöflicher Geistlicher Rat Subregens Dr.
Ansgar Baumeister wurde zum Regens des Priesterseminars
in St . Peter , Seminarprofessor Otto SchSllig zum Subregensund Repetitor Alois Graf zum Professor an diesem Seminar
ernannt .

bld . Freiburg i. Br ., 19 . Juli . Vor dem Schwurgericht hat -
ten sich die Dienstmagd Maria Flainm von Unterglottertal
und der Friedrich Mesner wegen Meineids resp . fahrlässigen
Falscheids zu verantworten . Die Beiden hatten in einem Un -
terhaltsprozeß bestritten , intime Beziehungen gehabt zu haben .
Das Gericht verurteilte die Flamm zu einem Jahr Zuchthaus
und den Mesner zu acht Monaten Gefängnis . — Wegen Tot -
fchlagsversuchs hatte sich der Landwirt Karl Friedrich Zeh
aus Märkt zu verantworten . Er hatte im Mai einen Sattler
überfallen , um , wie der Angeklagte sagte , diesem eines aus -
zuwischen . Das Gericht sah auch nur eine gefährliche Körper -
Verletzung in dem Vorgang und sprach eine Gefängnisstrafe
von drei Monaten aus . Mit diesen beiden Fällen war die
dritte Tagung des Schwurgerichts im Geschäftsjahr 1932 be-
endet .

bld . Freivurg , IS . Juli . Nach längerer Krankheit verschied
Generalleutnant a . D . von Mengelbier , der sich um die Fövde -
rung der Luftfahrt besondere Verdienste erworben hat .

DZ . Säckinge «. 19. Juli . Im Säckinger Münster wurde ein «
Kirchgängerin aus Wehr , während sie beichtete, bestohle « . Si «
ließ ihren Geldbeutel auf der Bank liegen , der 32 J9H ent¬
hielt .

Staatsameise «
Bekanntmachung .

Sammlung zugunsten der Unwetter -
geschädigten im Katserstuhlgebiet .

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 15. Februar 1917
über Wohlfahrtspflege und der badischen Vollzugsverordnung
hierzu vom 24. Februar 1917 wird dem Hilfsausschuß für die
„Kaiserstuhl - Nothilfe " in Freiburg die Erlaubnis erteilt , durch
Erlassung von Aufrufen im Lande Bade » zugusten der durch
das Unwetter im Kaiserstuhlgebiet am 13. Juli 1932 Geschä-
digten eine Sammlung von Geld und von Spenden landwirt -
schaftlicher Erzeugnisse zu veranstalten . Die Sammlung von
Spenden landwirtschaftlicher Erzeugnisse kann mit Zustimmung
des zuständigen Bezirksamts auch von Haus zu Haus erfolgen .

Diese Genehmigung gilt für die Zeit bis zum 1 . November
1932.

Karlsruhe , den 21 . Juli 1932.
Der Minister des Inner ».

_ I . V . : Jmhoff .

Vevsonellev Teil
Ernennungen , Versetzungen. Zurruhesetzungen usw.

der Planmähigrn Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern

Versetzt :
Kanzleiassistent August Gertner bei der Heil - und Pflege -

anstalt Emmendingen zum Bezirksamt daselbst .
Kraft Gesetzes in den Ruhestand getreten :

Kriminalkommissär Leopold Butz beim Polizeipräsidium in
Mannheim un » Medizinalrat als Bezirksarzt Dr . Karl Henne ,
mann in Sinsheim .

Gestorben :
Veterinärrat als Bezirkstierarzt Dr. Alfred Reimeier in

Müllheim .
Ministerium der Finanzen

Domänenabteilung
Ernannt :

Domänenrat Ludwig Lambinus in Meersburg zum Ober »
domänenrat

Hausbesitzer . NauhandwevVee ,
Gewerbetreibende!
kommt in Massen zu der
svoSe « ^ «ndsebttng
über die 2 -974

GrbSb « « « der ftädt . Imlage

iu der „Eintracht " am Freitag , den 22 . Juli 1S32,
abends 8 Uhr
Bortrag von Stadtrat Willet »
„Darf der Herr Oberbürgermeister de«
Hausbefitz . den Handel und die Gewerbe -
treibenden vergewaltigen ?"

KavlSvnhev Saus - u. Gvnndbefitzevvevekn

Ktiidt. Sparkasse Dackenheim
Bilanz per 31. Dezember 1931

C .304 . Karlsruhe . Im
Konkursverfahren über das
Vermögen der Firma Re -
sidenz - Automat G . in . b . H.
in Karlsruhe , Karl - Fried -
rich- Straße 32, ist Termin
zur Verhandlung über den
vom Genreinschuldner ge-
machten Zwangsvergleichs -
Vorschlag bestimmt auf :
Freitag , 12. August 1932,
nachmittags 4 Uhr . vor dem

Amtsgericht Karlsruhe ,
Akademiestvaße 8, I . Stock.
Zimmer Nr . 40. Der Wer-
gleichsvorschlag und die
Erklärung des Gläubiger -
ausschusses sind auf der
Geschäftsstelle zur Einsicht
der Beteiligten niederge -
legt . Karlsruhe , 15. Juli
1932. Geschäftsstelle des
Amtsgerichts A9 .

Vermöge «

uthaben beim Postscheck -
amt . . . . . . . .

Wechsel :
2) Diskont -Wechsel i i
b) Jnlasso -Wechsel ; ;
ontokorrentkredite . . .

Darlehen gegen Hypothek
Gemeindedarlehen . . .
Einlage beim Spargirover -

band
Schuldscheindarlehen . .
Einnahmerückstände . . .
Verwaltungsgebäude . .
Sonstige Grundstücke . .
Gerätschaften
Betreibungskosten • . .
Vorschüsse des Neugeschäfts

an Aufwertung . . .
Aufwertungsforderungen
Aufwertungs -

Zinsrückstände . . . .

xx
10310,10

784,24

4420,45
3961,10

291998,67
1714154,60

37000,00

57000,00
132656,72
43 323,81

1,00
6000 .00

1,00
1149 .01

103213,27
172069,70

426,50

2578470,17

Berbiudlichkeite » XX
Bad . Kom . Landesbank . 114091,32
Kontokorrenteinlagen . . 869,53
Spareinlagen 1959 880,68
Giroeinlagen . . . . ; 88 098,47
Inkasso -Aufträge (Konto

pro Diverse ) . . . . 2186,06
Ausgaberückstände (Wechsel-

zwischenkontch . . . . 3293,50
Rücklagen :

a) Gewinn -
Vortrag 619,23

b) Gesetzt .
Reserve¬
fonds

c) Sonder¬
rücklagen

177 747,85

28868,60 207 235,68
Aufwertungsspareinlagen

an ursp . 393098,38 m
restl

Aufwertungsabrechnungs¬
konto

Vorschuß vom Neugeschäft
an Aufwertungsmasse . .
Reingewinn des Neuge -

schäfts vom Jahre 1931

45874,78

23 408,15

103213,27

30 318,73
2 578470,17

Berechnung der gesetzt . Rücklage :
Diese hat zu betragen :

8•/„ aus 2 094 723,46 XX Spar -, Aufw .-, Giro -
und Kontokorrenteinlagen = 167 577,84 XX

Sie beträgt auf Schluß deS Jahres 1931
(177 747,85 XX und 30 318,73 XX) . . . . 208 066,58 HS

Somit Überschuß « .

Hockenheim , den 1 . Juli 1932.

Der vorfitzend « des » erwaltuagsrats «
Klein , Bürgermeister .

40488,74 XX

S .03

Der Geschäftsleiter »
Engelberth , Vert ««lter .

MM Lillldestheater
Sommer -Operette

im Städt . Konzerthans
Freitag , den 22 . Juli 1932

Operette von Julius Bram -
mer und Alfred Grünwald

Musik
von Emmerich Kalman

Dirigent : Zilzer
Regie : Reißner

Mitwirkende :
Bauer , Toriff , Macher ,
Löser , Eberl , Schnitzer , Meh -

ner , Schwarz , Kratzer ,
Schönthaler , Hellmuth , H

Rivinius , I . Sonntag
Anfang 20 Ende nach 23

Preise 1—3 StA

Sa . 23 . 7 . Zum erstenmal :
Die Geisha . So .24.7 . Die

Dollarprinzessin .

öffentliche MWeWW Möhmgeil i. V.
Bilanz per 31. Dezember ISA

Vermögen xx
1 Kasse 6 162,04
2 . Guthaben bei Kommu¬

nalen Landesbanken . 59 738,58
3 . Guthaben bei Reichs -

bank, Postscheckamt und
Privatbanken . . . . 22881,17

4 . Wechseldarlehen . . . 3 500,—
5 . Guthaben in laufender

Rechnung 18 616,41
6 . Feste Hypothekendarleh . 324 557,66
7 . Darlehen an die Ge -

meinde 24 812,95
8 . Einlage beim Spargiro¬

verband 11900, —
9 . Grundstückskaufgelder . 47 243,71

10 . Schuldscheindarlehen . 34 380,01
11 . Einnahmerückstände . 21 022,06
12 . Grundstücke u . Gebäude 9 692, —
13. Gerätschaften . . . . 1, —
14 . Girokontoüberziehungen 1564,30
15 . Aufwertungs -

Forderungen . . . 166 785,07
752 856,96

Schulde «
1 . Guthaben

der Spareinleger :
a ) Neueinlagen . . .
b ) Aufgewert . Einlagen

2 . Guthaben
der Giroeinleger . . i

3 . Guthaben der
Konto -Korrent -Kunden .

4 . Ausgaberückstände . .
5. Rücklagen
6 . Sonderrücklage für du¬

biose Forderungen . .
7 . Geschäftsgewinn 1931 ,

XX

483 657,64
197 593,02

32 303,17

4 288,31
96,49

16 350,90

9 320,58
9246 ,8a

752 856,96

Berechnung der Rücklage

Staats- und
Gemeindebehörden

sind unser « Abonnenten .

Wotien Sie diese auf Ihre

Firma aufmerksam ma¬

chen , so inserieren Sie

in dem offiziellen Organ

der bad . Regierung der

Karlsruher Zeitung
Badischer Staatsanzeiger

Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :
8 % aus 717 842,20 XX . . . . .
Sie beträgt am Schluß des Jahres .
Somit weniger

Möhringen , den 1 . Juni 1932 .
Der Borsitzende des BerwaltungSratS :

Bertsche , Bürgermeister

. . 57 427,38 XX

. . 25 597,72 X#
; . 31 829,66 XX

Der Gtschäftsletteri
Dreher

S -59

Oeffentliche Sparkasse Nußloch
(mit Gemeindevürgschaft) .

Bilanz Per 31. Dezember 1931 .
Vermöge « :

1 . Kassenbestand . . . .
2 . Guthaben bei Banken

und Postscheckamt . .
3 . Darlehen a . Hypotheken
4 . Darlehen « . Schuldschein

gegen Bürgschaft . . .
5 . Wertpapiere . . . .
6. Betriebskapital beim

Spar -Giroverb . Mann -
heim

7. Aufwertungsforderung .
3 . Darlehen in laufender

Rechnung an Private .
9. Einnahmerückstände . .

10. Gerätschaften
Einnahmerückstände . .

XX
7 449,50

1 947,16
580 823,20

139 491,85
36 150, -

21 200,—
41010,51

95 003,96
12 642,12

1 -
1 020,70

936 740,00

Schulden - XX
1 . Spareinlagen . . . . 617 253,31
2 . Giro - u Konto -Korrent -

Einlagen 54195,01
3 . Aufwertungsspareinlag . 56 307,68
4 . Anlchenskapitalien . . 111413,58
5. Rücklage für Dubiose - u .

Aufwertungsnachforde -
rungen 5 364,24

6 . Rücklagen :
a) gesetzlich . Reservefonds 61614,64
b) Sonderrücklage . . . 20 060,20

7 . Reingewinn V.Jahre 1931 10 531,36

936 740,00

Berechnung der Rücklage
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

8 ^/. aus 727 755,00 ^ Einlagen . .
Sie beträgt auf Schluß des Jahres 1931
Somit verfügbarer Uberschuß . . . .

Nußloch , den 18. Juni 1932.
Der Vorsitzende deS BerwaltungSratS :

Baust , Bürgermeister .

- 58 220,45 JJUT
72 146,00 XX
13 925,55 XM

© . <

D- » GeschtftSletter «
Pfister .

Druck G . Braun , KarlSrube
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